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SPRUCH 
 

Was man ernst meint, sagt man am besten im Spaß. 
Wilhelm Busch; 1832 – 1908, deutscher Schriftsteller 

 

 Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  
 

Anforderungen an die Abrechnung von Arbeiten 

im Stundenlohn 
  

Verpflichtet sich der Besteller, die Vertragsleistungen des Unternehmers 

nach Aufwand mit verabredeten Stundensätzen zu vergüten, so ergibt 

sich die Vergütung aus dem Produkt des jeweiligen Stundensatzes und 

der Zahl der geleisteten Stunden. Zur Begründung seines Vergütungsan-

spruchs im Prozess muss der Unternehmer im Ausgangspunkt also nur 

darlegen und ggf. beweisen, wie viele Stunden für die Erbringung der Ver-

tragsleistungen mit welchen Stundensätzen angefallen sind. 

 

Die schlüssige Abrechnung eines Stundenlohnvertrages setzt grundsätz-

lich keine Differenzierung in der Art voraus, dass die abgerechneten Ar-

beitsstunden einzelnen Tätigkeiten zugeordnet werden. Solch eine Zuord-

nung mag sinnvoll sein. Zur nachprüfbaren Darlegung des vergütungs-

pflichtigen Zeitaufwands ist sie nicht erforderlich. 

 

Der Besteller muss also lediglich nachvollziehen können, welche konkre-

ten Leistungen der Unternehmer erbracht hat. In der Regel genügt es, 

wenn sich der Leistungsumfang, der einem Stundenlohn unterliegt, aus 

dem Vertrag selbst oder nach Erbringung der Leistung auf andere Weise 

klar ergibt. 

 

 

 

 

 

 

 
 



 

 

Familienrecht/Erbrecht 

Kinderbetreuungskosten: Haushaltszugehörig-

keit als Voraussetzung für steuerlichen Abzug 
 Der Bundesfinanzhof hat in einem Urteil vom 11.5.2023 eine Entschei-
dung in Bezug auf die steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungs-
kosten getroffen. Der Fall betraf einen Vater, der getrennt von der Mutter 
seiner Tochter lebte. Er versuchte, die Hälfte der Betreuungskosten für 
Kindergarten und Schulhort als Sonderausgaben von der Steuer abzuset-
zen. Das Finanzamt lehnte dies jedoch ab, da die Tochter nicht zum Haus-
halt des Vaters gehörte. 
Das Gericht entschied, dass die von ihm getragenen Kosten nicht als Son-
derausgaben abgezogen werden können, da die Tochter nicht zu seinem 
Haushalt gehörte. Die Richter stellten fest, dass die geltende Regelung 
nicht gegen das Grundgesetz verstößt. Sie argumentierten, dass die Rege-

lung darauf abzielt, die finanzielle Belastung von Eltern zu mindern, die 
ihre Kinder in ihrem eigenen Haushalt betreuen und erziehen. 
Darüber hinaus wurde in der Entscheidung darauf hingewiesen, dass der 
Vater bereits einen Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder 
Ausbildungsbedarf erhielt. Dieser Freibetrag war höher als die von ihm 
getragenen Betreuungskosten. Aufgrund dieser Umstände wurde die Re-
vision des Vaters als unbegründet zurückgewiesen. 

 

Sonstiges 

Wegfall der „Fünftelregelung“ – was dies für Ar-

beitgeber und Arbeitnehmer bedeutet 
 Im Rahmen des sog. Wachstumschancengesetzes wurde als Maßnahme 
des Bürokratieabbaus für Unternehmen auch der Wegfall der sog. „Fünf-
telregelung“ beschlossen. 
Bisher waren besondere Arbeitslöhne, die z.B. für mehrere Jahre geballt in 
einem Betrag abgerechnet wurden oder zu zahlende Abfindungen bereits 
im Rahmen der Durchführung des Lohnsteuerabzugsverfahrens von einer 
Tarifermäßigung begünstigt. Der Arbeitnehmer bekam also netto mehr 
ausgezahlt als ihm nach seinen Lohnsteuerabzugsmerkmalen eigentlich 
für den Monat der Abrechnung zustünde. Der Arbeitnehmer war in einem 
solchen Fall jedoch verpflichtet, eine Einkommensteuererklärung für das 
Jahr abzugeben. In der Lohnsteuerbescheinigung waren solche Beträge 
gesondert ausgewiesen und dies wird auch künftig so bleiben. 
Diese Tarifermäßigung im Lohnsteuerabzugsverfahren durchzuführen ent-
fällt ab dem Veranlagungsjahr 2025 für Arbeitgeber. Das bedeutet, dass 

Arbeitnehmer in den vorgenannten Konstellationen zukünftig einen höhe-
ren steuerlichen Abzug haben werden. Sie können sich aber zuviel ge-
zahlte Lohnsteuer im Rahmen der einkommensteuerlichen Veranlagung 
durch Abgabe einer Einkommensteuererklärung vom Finanzamt zurückho-
len. 
Achtung: Arbeitnehmer müssen künftig also von sich aus tätig werden. 
Ansonsten kann viel Geld beim Finanzamt verbleiben, welches dem Ar-
beitnehmer zusteht. Hierauf sollten Arbeitgeber ihre Arbeitnehmer hin-
weisen. Vor der Vereinbarung von Abfindungen sollte künftig nicht nur 
rechtlicher, sondern auch steuerlicher Rat eingeholt werden. 


